2.  
Wirtschaftspolitik und Zwangsarbeit im NS-System 

2.1
Ziele und Methoden
Standen die ersten Jahre nach Hitlers Machtantritt am 30. Januar 1933 noch vornehmlich im Zeichen tiefgreifender innenpolitischer Veränderungen, die auf die Errichtung und Sicherung der national-sozialistischen Diktatur ausgerichtet waren, so wurden im Zeitraum von 1936 bis 1939 stärker die außenpolitischen Zielsetzungen Hitlers zur Maßgabe seiner Politik. (1) Auch die innenpolitischen Weichenstellungen dieser Zeit wurden nun zu einer Funktion der kriegerischen Bestrebungen Hitlers, denn zur Verwirklichung seiner außenpolitischen Ziele schien das Voranschreiten des "Herrschaftsausbaus" (2) im Inneren durch die Gleichschaltung weiterer gesellschaftlicher Bereiche unerläßlich. Insbesondere die zunehmende Einflußnahme auf die deutsche Wirtschaft muß im Zusammenhang dieser außenpolitischen Dimension gesehen werden. 

Der Prozeß der Indienstnahme der Industrie für die Ziele des Regimes hatte bereits in früheren Jahren begon​nen - etwa durch das "Gesetz zur Ordnung der Nationalen Arbeit" vom 20. Januar 1934, durch welches das "Führerprinzip" des NS-Staates auch auf die Betriebe übertragen und Belegschaften wie "Betriebsführer" auf die Ziele des "nationalen Staates" [§ 8]] verpflichtet wurden. (3)

Erst mit der Verkündigung des Vierjahresplans im Jahr 1936 begann jedoch die Einflußnahme auf die Wirtschaft im Zeichen der außenpolitischen Zielsetzungen des Regimes, die zu einer weitgehenden Verklam​merung der Industrie mit den Interessen des Staates führte. In Vorbereitung der Expansionsbestrebungen Hitlers wurde der deutschen Wirtschaft durch die Bestimmungen des Vierjahresplans zum Ziel gesetzt, die Autarkie des Reiches zu verwirklichen, um, wie Hitler in einer Denkschrift über die Aufgaben des Vierjahresplans ausführte, "ähnlich der militärischen und politischen Aufrüstung bzw. Mobilmachung unseres Volkes" auch eine "wirtschaftliche Aufrüstung" zu erreichen, die der "Erwei​terung des Lebensraums bzw. der Rohstoff- und Ernährungsbasis unseres Volkes" dienen solle. (4) 

Dieser zielbewußten wirtschaftlichen, politischen und militärischen Vorbereitung des Krieges entsprach auch die gewaltige Steigerung der Rüstungsausgaben der NS-Regierung. Lag der Anteil der Rüstungsausgaben 1932 noch bei 8,2% der ge​samten Reichsausgaben, so steigerte sich dieser Prozentsatz bis zum Jahr 1939 auf über 70% und erreichte damit eine Summe, die nur auf Kosten einer gigan​tischen Staatsverschuldung zu finanzieren war.(5)

Aufkeimende Kritik an diesem wirtschaftlichen Raubbau, wie sie etwa von Wirtschaftsminister und Reichsbankdirektor Hjalmar Schacht nach anfänglicher Billigung des wirtschaftlichen Konzepts Hitlers nun allmählich immer deutlicher zu vernehmen war (6), wiesen die nationalsozialistischen Machthaber schroff zurück, indem sie auf die zu erwartenden Kriegsgewinne verwiesen, die für all diese Ausgaben wieder einen Ausgleich schaffen sollten:

„Die Auseinandersetzung, der wir entgegengehen, verlangt ein riesiges Ausmaß an Lei-stungsfähigkeit. Es ist kein Ende der Aufrüstung abzusehen. Allein entscheidend ist hier der Sieg oder der Untergang. Wenn wir siegen, wird die Wirtschaft genug entschädigt werden.“(7)

2.2
Funktion und Umfang 

Der von Hitler beschrittene wirtschaftspolitische Kurs war somit im Grunde zwanghaft auf den Beginn der kriegerischen Aggression zugeschnitten, da die neuen Machthaber die Beute kün​ftiger Eroberungsfeldzüge bereits frühzeitig zur Finanzierung ihrer wirtschaftlichen Maßnahmen eingeplant hatten. Hierbei kalkulierten sie nicht nur mit den ma​teriellen Res​sourcen der zu erobernden Gebiete Europas. Auch das Arbeitskräftepoten​tial dieser Staaten gewann zunehmend an Bedeutung für die nationalsozialistische Führung. Denn aufgrund der durch die massive Aufrüstungspolitik wiederbelebten Konjunktur, der Wieder​einführung der allgemeinen Wehrpflicht im März 1935 und der Schaffung eines obligato​rischen Reichsarbeitsdienstes im Juni desselben Jahres, war an die Stelle der in der An​fangsphase des Dritten Reiches herrschenden Arbeitslosigkeit bereits im Jahr 1936 die Vollbeschäftigung getreten, die sich schnell zu einem regelrechten Arbeitskräftemangel auswuchs. 

Die Verwirklichung der territorialpolitischen Ziele Hitlers, die er ab September 1939 mit der militärischen Ausdehnung des Deutschen Reiches zunächst auf Polen, schließlich auf Dänemark und Norwegen, die Benelux-Staaten, Frankreich, die Sowjetunion und zahlreiche weitere Länder zu verwirklichen suchte, und der dadurch bedingten Einziehung deutscher Arbeiter in die Wehrmacht in einem immer größeren Umfang, ließ damit von Beginn der kriegerischen Operationen an die Frage der Arbeitskräfteversorgung zu einem Hauptproblem der deutschen Wirtschaft werden. Zwei Möglichkeiten standen hierbei zur Debatte: Entweder man beschäftigte - wie im Ersten Weltkrieg geschehen - deutsche Frauen in einem weit größeren Ausmaß als bisher in der Wirtschaft oder man importierte aus den zu erobernden Ländern in großer Zahl Arbeitskräfte nach Deutschland.(8) Eine diesbezügliche Entscheidung fiel jedoch erst nach Kriegsbeginn, da beide Möglichkeiten gleichermaßen gegen ideologische Prinzipien der Nationalsozialisten verstießen.

Die Rekrutierung polnischer Kriegsgefangener und Zivilarbeiter bildete ab 1939 den Auf​takt des "Fremdarbeiter-Einsatzes" im Reich, dem nach der militärischen Niederlage Frankreichs bald der Einsatz sog. "Westarbeiter" aus den besetzten Gebieten Frankreichs, Belgiens und der Niederlande folgte, so daß sich im Jahre 1941 bereits über drei Millionen ausländische Arbeitskräfte auf deutschem Boden befanden.(9)

Eine planmäßige Ausweitung erfuhr der "Fremdarbeiter-Einsatz" jedoch erst ab Ende des Jahres 1941, nachdem offensichtlich wurde, daß die bisherige Blitzkriegstaktik in der Sowjetunion gescheitert und von nun an mit einem kräftezehrenden Abnutzungskrieg zu rechnen war. Fortan war nicht mehr zu erwarten, daß deutsche Facharbeiter mittelfristig wieder an ihre ehemaligen Arbeitsstätten zurück-kehren konnten. Im Gegenteil: eine massive Ein​berufungswelle erfaßte jetzt die deutschen Belegschaften, die in den Folgejahren durch verstärkte "Auskämmaktionen" seitens der Wehrmacht zusätzlich ausgedünnt wurden, so daß Lösungen für einen dauerhaften Ersatz dieser fehlenden Arbeitskräfte unumgänglich wurden. Ausdruck des tiefgreifenden Wandels, der die deutsche Kriegswirtschaft von nun an erfaßte, waren die Ernennung Albert Speers zum "Minister für Bewaffnung und Munition" am 8. Februar 1942 sowie die Berufung des Gauleiters von Thüringen, Fritz Sauckel, zum "Generalbevollmächtigten für den Arbeitseinsatz" am 21. März dessel​ben Jahres.

Nachdem Hitler und Göring im November 1941 zum Abschluß langwieriger Debatten den Ein​satz russischer Kriegsgefangener und Zivilarbeiter im Grundsatz genehmigt hatten, wurden die eroberten Ostgebiete zum Hauptschauplatz der sogenannten "Sauckelaktionen", aufgrund derer in knapp 2½ Jahren 2,5 Millionen. Zivilisten aus der Sowjetunion als Zwangsarbeiter ins Reich deportiert wurden - 20.000 Menschen pro Woche.(10) 

Bis zum August 1944 war die Anzahl der in Deutschland beschäftigten Ausländer somit auf knapp 7,8 Millionen Menschen angewachsen, die zu großen Teilen in der Landwirtschaft eingesetzt wurden, im übrigen aber vor allem in den "kriegswichtigen" Industriebranchen deutsche Arbeiter ersetzen mußten. (11) So erreichte der "Fremdarbeitereinsatz" insbesondere in den Bereichen Bergbau, Bau-, Chemie- und Metallindustrie besondere Ausmaße, wo etwa jeder dritte Beschäftigte aus dem Ausland stammte, während sich der Anteil der Ausländer an der Gesamtzahl der Beschäftigten im "Großdeutschen Reich" ansonsten bei etwa einem Viertel bewegte. 

Der Einsatz der "Fremdarbeiter" erfolgte nach dem Grundsatz der extensivsten Ausbeutung ihrer Arbeitskraft - maximale Arbeitsleistung bei geringstmöglichem Aufwand für die Lebensbedürfnisse die​ser Menschen, jedoch muß hierbei berücksichtigt werden, daß sich die Situation der verschiedenen Gruppen der "Fremdarbeiter" und Kriegsgefangenen beträchtlich unterschied. Insbesondere aufgrund von Kriterien wie "Rasse" und "Volkstumszugehörigkeit" wurden die Lebensbedingungen der einzel​nen Ausländergruppen durch eine strikte, bis in Kleinigkeiten reglementierte nationale Hierarchie differenziert, an deren Spitze die Arbeiter aus den besetzten Westgebieten und den sog. befreun​deten Ländern (Italien, Ungarn, Rumänien) rangierten. Sowohl was Lebensmittelrationen, Ausstattung der Unterkünfte, Arbeitszeiten und Löhne sowie die Beschäftigung an qualifizierten Arbeitsplätzen betraf, als auch in Bezug auf die sicherheitspolizeilichen Bestimmungen - Strafsystem, Umgang mit Deut​schen, Mißhandlungen etc. - waren die "Westarbeiter" gegenüber den Arbeitern aus dem Osten bevor​zugt. 

Am Ende dieser durch die nationalsozialistische Rassenideologie begründeten Skala standen als Menschen "minderen Volkstums" die als "Ostarbeiter" bezeichneten sowjetischen Zivilarbeiter, die mit 36,4% den gößten Anteil der "Fremdarbeiter" stellten.

Diese besondere zahlenmäßige Bevorzugung der "Ostarbeiterinnen" und "Ostarbeiter" hatte sehr „handgreifliche“ Gründe, gingen die NS-Behörden doch davon aus, daß die russischen Arbeitskräfte besonders genügsam seien und daher "leicht und ohne schwerwiegenden Einbruch in unsere Ernährungsbilanz zu ernähren" seien.(12) Gleichzeitig war jedoch das Mißtrauen der nationalsozia-listischen Machthaber gegen die sowjetischen Arbeitskräfte besonders hoch. Zunächst sollten die slawischen Völker, die nach den Vorstellungen der NS-Ideologen nach Osten abgedrängt und auf eine primitive Zivilisationsstufe herabgedrückt werden sollten, nicht durch qualifizierte Tätigkeiten in der deutschen Wirtschaft "aufgewertet" werden, doch fürchtete man darüber hinaus auch die Möglichkeit kommuni​stischer Infiltration auf die einheimische Bevöl​kerung. Auch die Gefährdung der inneren Si​cherheit durch die massenhafte Anwesenheit von Angehörigen der „Feindesnationen“ im eigenen Land spielte bei den Überlegungen zum Einsatz der "Ostarbeiter" eine große Rolle, weshalb die Lage östlicher "Fremdarbeiter" in Deutschland schließlich von völliger Rechtlosigkeit gekennzeichnet war: Arbeitern aus Polen oder der Sowjetunion war jegliche Bewegungsfreiheit genommen, zur Erleichterung staatlicher Kontrollfunktionen waren sie - ähnlich den Juden - zudem gezwungen, ihre Herkunft durch Stoffkennzeichen auf ihren Kleidungsstücken kenntlich zu machen (ZwangsarbeiterInnen aus Polen trugen ein "P", "OstarbeiterInnen" die Markierung "OST").

Nach Möglichkeit sollten sowjetische Arbeitskräfte auch nur im "geschlossenen Einsatz“ (13) von mindestens zwanzig Arbeitern Verwendung finden, um den Kontakt zur deutschen Bevölkerung zu minimieren, was jedoch - insbesondere im landwirtschaftlichen Bereich - nicht im​mer zu realisieren war. In völliger Offenheit kennzeichnen schließlich auch die offi​ziellen Richtlinien "Über den Einsatz von Sowjet-Russen" vom November 1941 den Status der zivilen sowjetischen Zwangsarbeiter: 

„Einsatz und Behandlung werden in der Praxis nicht anders zu handhaben sein wie bei den kriegs​gefangenen Russen.“

Die Einstufung als Kriegsgefangene degradierte die "Ostarbeiter" auf die niedrigste Stufe unter den ausländischen Zwangsarbeitern. Ihr Los wurde lediglich noch von den Lebens​bedingungen der Dienst​verpflich​teten jüdischen Glaubens unterboten bzw. von den in der Rü​stungs​industrie einge​setzten KZ-Häftlingen, deren physische Vernichtung nun​mehr durch schwerste körperliche Arbeiten geschehen sollte.

Bereits durch diese offiziellen Maßgaben seitens der mit dem "Ausländer-Einsatz" befaßten Dienst​stellen wird deutlich, daß das Leben der "Fremdarbeiter" im "Dritten Reich" gera​dezu planmäßig zu einem oft​mals unmenschlichen Dasein degradiert wurde, wobei die be​son​dere Perfidie der NS-Be​hörden darin lag, die​sen Umstand durch eine völlig ent​ge​gen​gesetzte Propaganda zu verschleiern, die den Einwohnern der be​setzten Gebiete den Arbeitseinsatz in Deutschland in den angenehmsten Tönen pries, um die dortigen Arbeits​kräfte auf freiwilliger Basis zum Arbeitseinsatz in Deutschland zu bewegen.(14) Angesichts der deutschen Be​satzungspolitik in den besetzten Gebieten und der sich im Laufe der Zeit verbreitenden Nachrichten über die Realität der in Deutschland zu erwartenden Lebens​verhältnisse war es kaum verwunderlich, daß das ur​sprüngliche Konzept der Anwerbung freiwilliger Arbeitskräfte nicht die gewünschten Erfolge zeigte. Aus die​sem Grunde wurde die Rekrutierung von Arbeits​kräften in den besetzten Gebieten des Westens und Ostens auch fast ausschließlich durch Zwangsmaßnahmen, wie etwa die Dienstverpflich​tung ganzer Jahrgänge, vollzogen. Die gewaltsame Deportation von Menschen gehörte somit von Beginn des Krieges an zum Alltag der Besatzungsherr​schaft.

Letztlich kannte die Besatzungspolitik in den von der Wehrmacht eroberten Gebieten - ins​besondere in den Gebieten des Ostens - nur das Gesetz des rücksichtslosesten nationalen Eigeninteresses, welches die Ein​wohner dieser Staaten nur nach dem "Beutewert" ihrer Ar​beitskraft bemaß:

„Wie es dem Russen geht, wie es dem Tschechen geht, ist mir total gleichgültig. (...) Ob die an​deren Völker in Wohlstand leben oder ob sie verrecken vor Hun​ger, das interessiert mich nur insoweit, als wir sie als Sklaven für unsere Kultur brauchen, anders interessiert mich das nicht. Ob bei dem Bau eines Panzer​grabens 10.000 russische Weiber an Entkräftung umfallen oder nicht, interes​siert mich nur insoweit, als der Panzergraben für Deutschland fertig wird.“(15)

